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Großherzogthum Baden. 

Verfügungen des Großherzoglichen Ober⸗Schulraths, die Sicherung 
des Schulbeſuches betreffend. Vom 6. und 9. Dezember 1876. 

Zwiſchen der Königlich Sächſiſchen Regierung und der 
Großh. Regierung iſt im Wege gegenſeitiger Erklärungen eine 
Vereinbarung des Inhaltes getroffen worden, „daß die dem 
Großherzogthume Baden angehörenden Kinder, welche ſich im 
Königreiche Sachſen aufhalten, und die dem Königreiche Sach⸗ 
ſen angehörenden Kinder, welche ſich im Großherzogthume Ba⸗ 
den aufhalten, nach Maßgabe der im Lande des Aufenthaltes 
beſtehenden Geſetze wie Inländer zum Beſuche der Schule her⸗ 
angezogen werden ſollen, daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der 


Schule ſich nicht nur auf die eigentliche Elementarſchule, ſon⸗ 


dern wo daneben eine ſog. Sonntagsſchule oder Fortbildungs⸗ 
ſchule mit obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe er⸗ 


free, daß jeroch Kinder, welche fih durch ein Zeugniß der Beſetzung der Zivillehrer⸗Stellen an den Kadetten-Lehranſtalten, 


zuſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, daß 


fie der Schulpflicht, wie fie nach der Geſetzgebung ihrer Heimath 


normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet haben, vom ferneren 
Schulbeſuche zu entbinden ſeien, auch wenn das am Orte ihres 
Aufenthaltes geltende Geſetz eine größere Ausdehnung des ob⸗ 
ligatoriſchen Unterrichtes vorſchreibt.“ 

Vorſtehende Vereinbarung wird mit dem Anfügen zur Dar⸗ 
nachachtung bekannt gemacht, daß zur Ausſtellung der Zeug⸗ 
niſſe über die Erfüllung der Schulpflicht im Großherzogthume 
Baden die Schulkommiſſionen und in Gemeinden, in denen 
ſolche nicht beſtehen, die Gemeinderäthe zuftändig find, wäh⸗ 
rend im Königreiche Sachſen dieſe Zeugniſſe von dem Lehrer 
in Gemeinſchaft mit dem Lokalſchulinſpektor bezw. mit dem 
Schuldirektor als Lokalſchulinſpektor auszuſtellen find. 

Karlsruhe, den 6. Dezember 1876. 

Großherzogliche Oberſchulrath. 


7 Au Note 
di 1 * . 
= Kreigſchulviſttaturen, Gemeinderäthe bezw. Schul⸗ 


ommiſſionen, ſowi ; N. 
Ru 16 8 an die Lehrer der Volksſchulen. 


Otto. 


Es iſt wiederholt die Wahrnehmung gemacht worden, daß 
0 ie Beſtimmung in §. 6 der Verordnung Großh. Miniſteriums 
des Innern vom 23. April 1869, „die Schulordnung für Volks⸗ 


ſchulen betreffend“ — wonach die Vorſtände der Mittelſchulen 
und Privatlehranſtalten von dem Eintritte oder Austritte volks⸗ 
ſchulpflichtiger Kinder dem Ortsſchulrathe — nunmehr Gemein: 
derath — der Gemeinde, wo die Eltern oder Vormünder oder 
Pflegeltern wohnen, ungeſäumt Mittheilung zu machen haben, 
nicht beachtet wird. 

Man ſieht ſich deshalb veranlaßt, die erwähnte Beſtim⸗ 
mung den Vorſtänden der Mittelſchulen und Privatlehranſtal⸗ 
ten zur genauen Nachachtung in Erinnerung zu bringen. 

Karlsruhe den 9. Dezember 1876. 

Großherzoglicher Oberſchulrath. 


Nokk 


Nr. 16816. Krapf. 


Königreich Preußen. 
Miniſterial⸗Erlaß, die Mitwirkung der Unterrichtsbehörden für 


wie den Rücktritt der Zivillehrer in das Reſſort der Unterrichts⸗ 
Verwaltung betreffend. Vom 29. November 1876. 
Berlin, den 29. November 1876. 

An den Kadetten-Lehranſtalten, ſowohl an den vorberei⸗ 
tenden Provinzialanſtalten, deren vier Jahreskurſe in den Lehr⸗ 
gegenſtänden allgemeiner Bildung im weſentlichen den Klaſſen 
Quinta bis Obertertia, als an dem Berliner Kadettenhauſe, 
deſſen zwei Jahreskurſe der Sekunda einer Realſchule I. Ord⸗ 
nung entſprechen, kommt alljährlich eine erhebliche Anzahl von 
Stellen für Zivillehrer zur Erledigung, deren Beſetzung dem 
Kommando des Kadettenkorps obliegt. Die Beſoldungen die⸗ 
ſer Lehrſtellen entſprechen dem für Gymnaſien und Realſchulen 
I. Ordnung geltenden Normaletat. Nach den für die Kadetten⸗ 
anftalten maßgebenden Grundſätzen iſt jede Anſtellung eines 
Zivillehrers zunächſt eine proviſoriſche; es eignen ſich daher für 
dieſelbe vorzugsweiſe ſolche Lehramtskandidaten, welche nach 
Bewährung im Probejahre eine Anſtellung ſuchen. Da die 
Kenntniß der in dieſem Stadium befindlichen Lehrkräfte ſich 
ausſchließlich bei den Provinzial-Schultollegien findet, jo be 
ſtimme ich hierdurch, im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Kriegs⸗ 
miniſter, daß der auf die fraglichen Beſetzungen bezügliche 
Schriftwechſel ſeitens des Kommandos des Kadettenkorps ſich 
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unmittelbar an das betreffende Provinzial⸗Schulkollegium richte. 
Wenn daher in Zukunft das Kommando des Kadettenkorps 
behufs der Beſetzung einer nach Ort, Lehraufgabe und Beſol⸗ 


dung bezeichneten Stelle nach Lehrkräften fragen wird, welche 


in dieſelbe einzutreten geeignet und bereit ſind, oder in Betreff 
der Qualifikation eines Lehramtskandidaten oder eines Lehrers, 
der ſich um eine Lehrſtelle an einer Kadettenanſtalt beworben 
hat, Auskunft ſuchen oder ſonſt auf das Auffinden geeigneter 
Lehrkräfte bezügliche Anfrage ſtellen wird: ſo veranlaſſe ich das 
Königliche Provinzial-Schulkollegium, ſolchen Aufforderungen 
durch genau eingehende Auskunft zu entſprechen, und lege Werth 
darauf, daß das Königliche Provinzial-Schulkollegium die Ins 
tereſſen der für unſere geſammte Staatseinrichtung wichtigen 
militäriſchen Bildungsanſtalten an Seinem Theile zu fördern 
bemüht ſei . 

Es bedarf nicht der ausdrücklichen Erklärung, daß den Zi- 
villehrern an den Kadettenhäuſern der Uebertritt an eine Lehran⸗ 
ſtalt des dieſſeitigen Reſſortes jederzeit unbenommen iſt und 
einer derartigen Bewerbung in den geeigneten Erledigungsfäl⸗ 
len keinerlei grundſätzliches Hinderniß entgegenſteht. Der that⸗ 
ſächliche Nachtheil, in welchem ſich ſolche Bewerber inſofern be⸗ 
finden, als ſie dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium nicht 
durch unmittelbare Beobachtung bekannt ſind, läßt ſich nach 
der Natur der Sache nicht beſeitigen; doch wird das Kommando 
des Kadettenkorps durch genaue Auskunft über die Lehrthätig⸗ 
keit der Bewerber denſelben ſeinerſeits möglichſt zu ermäßigen 
bereit ſein. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
fämmtliche Königliche Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. II. 6492. . e 


Miniſterial⸗Erlaß, den Termin für Zahlung und Erhebung von 

Lehrerbeſoldungszulagen aus Staatsfonds betreffend. 

Vom 23. Oktober 1876. 
Berlin, den 23. Oktober 1876. 

Auf den Bericht vom 18. v. M. eröffne ich der Königli⸗ 
chen Regierung, daß die allgemeine grundſätzliche Regel, nach 
welcher die aus Staatsfonds zur Beſoldung von Elementarleh— 
rern bewilligten Beihilfen oder perſönlichen Zulagen analog, 
wie es für die Zahlung der Beſoldungen an nicht in kollegiali⸗ 
ſchen Verhältniſſen ſtehende Staatsbeamte vorgeſchrieben iſt, in 
monatlichen Raten praenumerando zu zahlen ſind, durch die 
von der Königlichen Regierung unterm — erlaſſene Inſtruktion 
für die Schulvorſtände nicht hat alterirt werden können. Wenn 
in der dieſſeitigen Zirkular⸗Verfügung vom 17. Auguſt 1867 — 
U. 19471 — durch welche der Königlichen Regierung bis auf 
Weiteres jährlich — Thaler zur Verbeſſerung von Lehrerbeſol— 
dungen überwieſen worden ſind, bemerkt iſt, daß die zu bewil⸗ 
ligenden Beihilfen zunächſt überall nur bis Ende 1871 in den 
üblichen Terminen und unter dem ausdrücklichen Vorbehalte 
des Widerrufes zu zahlen ſeien, ſo hat darunter ſelbſtredend 
nur die grundſätzliche allgemeine Zahlungsweiſe und nicht die 
in jener Inſtruktion vom — erwähnte gemeint ſein können. 
Daſſelbe iſt der Fall bei der in Bezug genommenen dieſſeitigen 
Zirkular⸗Verfügung vom 9. Juli 1874). Die Berufung auf 


die im Zentralblatte auszugsweiſe abgedruckte Verfügung vom 
21. Oktober 1871 an eine Königliche Regierung in der Provinz 


Schleſien führt zu keinem anderen Ergebniſſe, indem dieſe Ver⸗ 
fügung nicht nur jene grundſätzliche Zahlungsweiſe ebenfalls 


) Deutſche Schulgeſ.⸗Samml. 1874 Nr. 46. 


als die feſtzuhaltende Regel ausdrücklich bezeichnet, ſondern auch 
mit Rückſicht auf die für Schleſien geltenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen hervorhebt, daß unbeſchadet der in Rede ſtehenden 
grundſätzlichen Zahlungsweiſe, eine vierteljährliche postnume- 
rando- Zahlung ftattfinden könne. Mein in dem Zentralblatte 
abgedruckter Erlaß vom 2. Juni 1874 an eine Königliche Re⸗ 
gierung in einer anderen Provinz mit beſonderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen hinſichtlich des Volksſchulweſens enthält ſonach 
nichts Neues, ſondern wiederholt nur die Regel, daß auch im 
gedachten Bezirke Bewilligungen aus Staatsfonds zu Lehrerbeſol⸗ 
dungen, mögen dieſelben Stellenzulagen, ſogenannte Dienſtalters⸗ 
zulagen oder ſonſtige perſönliche Zulagen ſein, in monatlichen 
Raten praenumerando zu zahlen ſeien, wobei es jedoch den Em⸗ 
pfängern unbenommen bleibe, die Beträge vierteljährlich im letz⸗ 
ten Monate des Vierteljahres zu erheben. Endlich kann der 
Königlichen Regierung aus zahlreichen Verfügungen, durch welche 
meinerſeits Bewilligungen zur Beſoldung von Lehrern auf neu 
errichteten Schulſtellen erfolgt ſind, nicht unbekannt ſein, daß 
auch hierbei die allgemeine Regel einer Zahlung in monatlichen 
Raten praenumerando ausdrücklich vorgeſchrieben und feſtgehal⸗ 
ten wird. 

Hiernach hat die Königliche Ober-Rechnungs-Kammer mit 
Recht das von der Regel abweichende Verfahren der Königli⸗ 
chen Regierung monirt, und eine Erſtattung der zur Ungebühr 
gezahlten Beträge verlangt. Ein Grund, die Königliche Regie⸗ 
rung von Befolgung der mehrerwähnten Regel zu entbinden, 
liegt nicht vor. Die erhobenen Einwendungen der Königlichen 
Regierung gewähren die Ueberzeugung nicht, daß es nicht ebenſo, 
wie anderwärts, auch im dortigen Verwaltungsbezirke gelingen 
ſollte, durch geeignete Maßnahmen zweckmäßige Einrichtungen 
zu treffen, welche den ordnungsmäßigen Bezug von Staatsbe: 
willigungen gedachter Art thunlichſt erleichtern. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
8 Im Auftrage: Greiff. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
U. III. 11,641. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Zurückzahlung des über das Bedürfniß 
erhobenen Theiles eines Staatszuſchuſſes für eine von Andern 
zu unterhaltende höhere Unterrichtsanſtalt betreffend. 

Vom 20. November 1876. 

Berlin, den 20. November 1876. 

Auf die Beſchwerde vom 1. September er. eröffne ich dem 
Magiſtrate, daß dem darin geſtellten Antrage, die Ueberſchüſſe 
der dortigen Realſchulkaſſe nach Verhältniß der von dem Staate 
und der Stadt der Anſtalt gewährten Zuſchüſſe zu theilen und 
den betreffenden Antheil an die Stadtkaſſe zurückliefern zu laſ⸗ 
fen, nach den beſtehenden Vorſchriften nicht entſprochen wer: 
den kann. 

Zuſchüſſe aus Staatsfonds an höhere Unterrichtsanſtalten, 
welche von Anderen zu unterhalten ſind, werden grundſätzlich 
nur als Bedürfnißzuſchüſſe bewilligt, d. h. nur inſoweit, 
als es das Bedürfniß erfordert bezw. die zur Unterhaltung Ver⸗ 
pflichteten zur Aufbringung der nothwendigen Ausgaben nad): 
gewieſener Maßen außer Stande ſind. Dementſprechend haben 
die Verpflichteten die ihnen für die Anſtalt obliegenden Leiſtun⸗ 
gen vorab und in vollem Maße zu erfüllen. Der aus 
Staatsfonds fließende Bedürfniß-Zuſchuß iſt nur inſoweit zu 
erheben, als es zur Deckung der etatsmäßigen Ausgaben als⸗ 
dann noch erforderlich iſt. Ueberſchüſſe ſind daher bei einer mit 
einem Bedürfniß⸗Zuſchuſſe verſehenen Anſtalt nur in dem Falle 
vorhanden, daß 'der nach Deckung der Ausgaben verbliebene 
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Beſtand den erhobenen Bedürfniß⸗Zuſchuß überſteigt. Ergiebt 
es ſich, daß von dem Bedürfniß⸗Zuſchuſſe über den Bedarf 
erhoben iſt, ſo kommt der überhobene Betrag den Staatsfonds 
wieder zu Gut und iſt an dieſelben zurückzuliefern. Den Ver⸗ 
pflichteten, im vorliegenden Falle der Stadt, ſteht ein — auch 
nur theilweiſer — Anſpruch hieran keineswegs zu. Da der zur 
Verbeſſerung der Lehrerbeſoldungen an der dortigen Realſchule 
mittels Verfügung vom — bewilligte Zuſchuß nicht auf einer 
rechtlichen Verpflichtung des Staates beruht, ſondern lediglich 
Bedürfniß⸗Zuſchuß iſt, ſo muß es bei der durch Verfügung des 
Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums zu N. angeordneten Rück⸗ 
zahlung des in Frage ſtehenden Beſtandes lediglich bewenden. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
den Magiſtrat zu N. 
U. II. 6292. 


Miniſterial⸗Erlaßß, die Behandlung der Ueberhebungen bei dem 
Bedürfnißzuſchuſſe höherer Unterrichtsauſtalten aus Staatsfonds 
betreffend. Vom 7. November 1876. 

Berlin, den 7. November 1876. 

In der Zirkular » Verfügung vom 2. Februar 1874 — F. 
M. 1. 1680 M. d. g. A. U. II. 353 — iſt vorgefchrieben, daß 
die Kaſſen der Inſtitute der Unterrichts-Verwaltung, welche Be⸗ 
dürfnißzuſchüſſe aus Staatsfonds beziehen, beim Final-Abſchluſſe 
an Beſtand event. nur ſoviel, als zur Deckung etwaiger Aus⸗ 
gabe⸗Reſte erforderlich iſt, zurückbehalten jollen. 

Hieraus folgt, das der erſparte Theil des Bedürfnißzu⸗ 
ſchuſſes nicht in Einnahme und demnächſt wieder in Ausgabe, 
ſondern in Abgang zu ſtellen iſt. Haben im Laufe des Rech⸗ 
nungsjahres Ueberhebungen ſtattgefunden, ſo ſind ſolche durch 
Abſetzung von der Einnahme des abgelaufenen Jahres zur Ein⸗ 
nahme des neuen Jahres beim Final-Abſchluſſe rückgängig zu 
machen, und es iſt hiervon die betreffende Haupt⸗Kaſſe unter Ein⸗ 
ſendung entſprechender anderweiter Quittungen in Kenntniß zu 
ſetzen, damit dieſelbe in gleicher Weiſe ihre Bücher reguliren 
kaun. Nur ſo iſt es möglich, die unerläßliche Uebereinſtimmung 
der Final⸗Abſchlüſſe und Rechnungen der Spezial- Kaſſen mit 
den Final-Abſchlüſſen und Rechnungen der Haupt⸗Kaſſen her⸗ 
zuſtellen und aufrecht zu erhalten, und die Vermiſchung der 
Mittel zwei verſchiedener Rechnungsjahre, welche ſtets eintritt, 
wenn der zuviel erhobene Zuſchuß nach dem Final-Abſchluſſe 
a: wird, zu vermeiden. 

egen dieſe Grundſätze ift, wie bei der Prüfung der Fi⸗ 
Basse der Gymnaſien, Progymnaſien, Neal: und höheren 
30 wanne hier bemerkt worden, bisher noch vielfach gefehlt. 
5 15 aſſe daher das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium, 

n endanten die Beachtung derſelben nochmals einzuſchärfen 
und auf dit Befolgung mit Nachdruck zu halten. 


3 An 
fimmufige Königliche Provinzial⸗Schulkollegien. 


Abſchrift hiervon erhält die Königliche Regierung zur Kennt⸗ 


nißnahme und Ertheilung entſprechender Anweiſun J 
j g an Ihre 
aupt⸗Kaſſe. . 


Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydow. 


„ 
Pe le Regierungen. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Höhe des Gehaltes des erſten Oberlehrers 
und des letzten ordentlichen Lehrers, wie die Zulage eines Lehrers 
aus der Staatskaſſe betreffend. Vom 29. November 1876. 

Berlin, den 29. November 1876. 

Auf die Eingabe des Magiſtrats vom 13. v. M., welche 
mir durch Bericht des Königlichen Provinzial-Schulkollegiums 
zu N. vom 11. d. M. übermittelt iſt, eröffne ich dem Magi⸗ 
ſtrate, daß nach den bei Einführung des Normaletats feſtge— 
ſtellten Grundſätzen an allen aus Staatsmitteln unterſtützten 
höheren Lehranſtalten dem erſten Oberlehrer nicht weniger als 
der Maximalbetrag, dem letzten ordentlichen Lehrer nicht mehr 
als der Minimalbetrag der Lehrergehalte der betreffenden Schul⸗ 
art gewährt werden darf. Dies iſt noch ausdrücklich in meiner 


Verfügung vom 5. Oktober 1872 (abgedruckt im Zentralblatte 


für das Unterrichtsweſen 1872 S. 684 — Wieſe: Verordnun⸗ 
gen ꝛc. II. S. 239) ausgeſprochen. Hiernach bin ich, bei aller 
Anerkennung der Lehrthätigkeit des ordentlichen Lehrers N. am 
Progymnaſium zu N. nicht in der Lage, meine Genehmigung 
dazu geben zu können, daß aus den Mitteln der Schulkaſſe, 
ſelbſt unter dem eventl. Hinzutritte der Stadthauptkaſſe, dem 
x. N. eine Zulage zu dem für die letzte ordentliche Lehrſtelle 
nicht überſchreitbaren Minimalgehalte von jährlich 1800 Mark 
gewährt werde. Selbſtverſtändlich iſt es dem Magiſtrate unbe⸗ 
nommen, aus den Mitteln der Stadt dem ꝛc. N. irgend welche 
Zulage zu gewähren, vorausgeſetzt, daß die Erfüllung der etats— 
mäßigen Verpflichtungen der Stadt gegenüber der Schulkaſſe 
nicht beeinträchtigt wird. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
den Magiſtrat in N. 
U. II. 6391. 


Miniſterial⸗Erlaß, das Lebensalter für die Zulaſſung zur Lehre⸗ 

rinnenprüfung betreffend. Vom 17. November 1876. 

Berlin, den 17. November 1876. 

Auf den Bericht vom 17. v. M. erkläre ich mich mit dem 
Verfahren einverſtanden, wonach das Königliche Provinzial⸗ 
Schulkollegium zu der Lehrerinnen-Prüfung ſolche Bewerberin⸗ 
nen zugelaſſen hat, welche zwar nicht bei Beginn der Prüfung 
das 18. Lebensjahr zurückgelegt haben, dieſes Alter aber vor 
dem Schluſſe der Prüfung erreichen. 

Bei Rückſendung der Anlagen überlaſſe ich dem Königli⸗ 
chen Provinzial⸗Schulkollegium, demgemäß den N. zu N. auf 
die Eingabe vom 12. v. M. zu beſcheiden. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


5 Im Auftrage: Greiff. 
n 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 

U. II. 13046. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Liegnitz, die Verhütung 
einer Unterbrechung des Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten 
in Beziehung auf die Stellung der Lehrerin betreffend. 
Vom 5. November 1876. 

Liegnitz, den 5. November 1876. 
Nachdem es durch die kräftige Unterſtützung der Herren 
Landräthe, ſowie der Herren Kreis: und Lokal⸗Schul⸗Inſpekto⸗ 
ren nunmehr gelungen iſt, den Unterricht in den weiblichen 
Handarbeiten zur allgemeinen Einführung in den Stadt: und 


Landſchulen des Regierungs-Bezirkes zu bringen, wird es vor 


allem darauf ankommen, den Unterricht in dem bezeichneten 
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Gegenſtande auch allen Schulen zu erhalten und für eine re⸗ 
gelmäßige und in den Erfolgen befriedigende Ertheilung zu 
ſorgen. 

Um zu verhüten, daß derſelbe, namentlich in Landſchulen, 
willkürlich eingeſtellt oder ausgeſetzt werde und ohne unſer Wiſ⸗ 
ſen und unſere ausdrückliche Genehmigung eine Unterbrechung 
erfahre, verordnen wir, was folgt: 

1. Keine Lehrerin für weibliche Handarbeiten darf ihr Amt 
nach eigenem Belieben aufgeben, ſondern jede iſt verpflichtet, 
ein Vierteljahr vor dem beabſichtigten Ausſcheiden zu kündigen. 
Die Kündigung hat durch den Lokal- und Kreis-Schul-⸗Inſpek⸗ 
tor bei uns zu erfolgen. Nur nach dieſſeitig ertheiltem Dimiſ⸗ 
ſoriale darf an dem in dieſem bezeichneten Termine die Amts⸗ 
niederlegung erfolgen. 


2. Jede Lehrerin iſt bei ihrem Antritte hierzu ſchriftlich 
zu verpflichten. Bei denjenigen, welche ſich gegenwärtig im 
Amte befinden, ohne eine ſolche Erklärung abgegeben zu haben, 
muß dies alsbald nachträglich geſchehen. Die Herren Kreis: 
Schul⸗Inſpektoren beauftragen wir, Sich zu überzeugen, daß 
dies in allen Land» und, ſoweit nöthig, in den Stadtſchulen 
genau befolgt wird. 

3. Sollten Lehrerinnen den bezeichneten Unterricht darum 
aufzugeben beabſichtigen, weil ſie direkt oder indirekt von op⸗ 
poſitionellen Mitgliedern der Gemeinde dazu veranlaßt werden, 
ſo haben die Lokal⸗Schul⸗Inſpektoren bei eigener Verantwortung 
ſofort den Schutz der Herren Landräthe nachzuſuchen, welche 
gegen die Urheber derartiger Störungen mit den zu Gebote ſte⸗ 
henden Mitteln entſchieden einſchreiten werden. 

4. Wenn durch Verſetzungen, Todesfälle und andere äu⸗ 
ßere Verhältniſſe ein Ausſcheiden der Lehrerinnen erfolgt, ſo 
iſt von dem Lokal⸗Schul⸗Inſpektor ſo raſch als möglich davon 
Anzeige zu machen und zugleich auch zu berichten, ob und durch 
wen der Unterricht definitiv oder vertretungsweiſe fortgeſetzt 
werden kann. 

5. Erfordert es das Schulintereſſe, einer Lehrerin den Un⸗ 
terricht in weiblichen Handarbeiten zu kündigen, wofür, wenn 
nicht ganz beſondere Gründe eine frühere Entlaſſung nothwen⸗ 
dig machen, ebenfalls eine dreimonatliche Friſt gilt, ſo iſt zu⸗ 
vor unſere Genehmigung einzuholen. Kein Patron oder Schul⸗ 
vorſtand darf eine angeſtellte Lehrerin eigenmächtig entlaſſen. 

Mit dem Antrage auf Entlaſſung ſind zugleich auch die 
Vorſchläge wegen anderweitiger Wahl zu verbinden. 

6. Iſt die Vakanz dadurch entſtanden, daß der Unterricht 
von einem Familiengliede des Lehrers ertheilt wurde und dies 
ſer verſetzt, emeritirt oder geſtorben iſt, und kann eine andere 
Lehrerin nicht alsbald beſchafft werden, ſo iſt in den Berichten 
bezüglich der Wahl des Nachfolgers auch anzugeben, ob reſp. 
welches Glied der Familie deſſelben befähigt und geſonnen iſt, 
den qu. Unterricht zu übernehmen. 

7. Entſtehen in einer Schule, wobei wir beſonders die 
Landſchulen im Auge haben, Unterbrechungen des erwähnten 
Unterrichtes durch den Abgang der Lehrerin, ohne daß wir 
ſchleunigſt davon Kenntniß erhalten, jo machen wir den Lokal— 
Schul⸗Inſpektor dafür verantwortlich. 

Wir erwarten aber von dem bewährten Eifer aller mitwir— 
kenden Organe, daß keinerlei Verſäumniſſe die bisher erreichten 
günſtigen Erfolge rückgängig machen werden. 

Je mehr die Leiſtungen der Schülerinnen in den weiblichen 


Handarbeiten durch Geſchick und Fleiß der Lehrerinnen ſich ſtei⸗ 


gern werden, um jo mehr wird die in den Schichten der länd— 
lichen Bevölkerung fi hie und da noch geltend machende Ab- 


neigung gegen dieſen Unterrichtsgegenſtand ſammt den ihm ent⸗ 
gegenſtehenden Vorurtheilen ſchwinden. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 
Zirkular 


an ſämmtliche Herren Kreis⸗Schulinſpektoren und 
Landräthe des Liegnitzer Regierungsbezirkes. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Arnsberg, die Regelung 

des Fabrikſchulweſens betreffend. Vom 14. Juni 1876. 

Arnsberg, den 14. Juni 1876. 

Zur Beſeitigung hervorgetretener Unzuträglichkeiten wird 
bezüglich des Fabrikſchulweſens Folgendes zur genauen Beach⸗ 
tung in Erinnerung gebracht bezw. angeordnet: 

1) Es iſt nicht geſtattet, ſchulpflichtige Kinder, welche nicht 
vorſchriftsmäßig als Arbeiter in Fabrikanſtalten angenommen 
ſind und darin regelmäßig beſchäftigt werden, in Fabrikſchulen 
mit abgekürztem Tagesunterrichte aufzunehmen. 

Der Fabrikſchullehrer hat ſich bei der Anmeldung eines 
Schülers nicht nur von dem Vorhandenſein vorgenannter Re⸗ 
quiſite genügend zu überzeugen, ſondern auch fortwährend zu 
kontroliren, ob die von ihm aufgenommenen Schüler noch in 
Fabrikanſtalten beſchäftigt ſind, und, wenn dieſes nicht mehr 
der Fall iſt, dem Ortsſchulvorſtande zur weiteren Veranlaſſung 
ſofort davon Anzeige zu machen. 

2) Jeder Lehrer einer Fabrikſchule iſt verpflichtet, ein Schul⸗ 
verzeichniß zu führen, worin außer dem Schülernamen, der Va⸗ 
ter oder Vormund, das Alter, der Wohnort und der Tag der 
Aufnahme des Schülers in die Fabrikſchule, ſowie die ſeither 
von dem Schüler beſuchte Schule anzugeben iſt. 

3) Die Aufnahme in die Fabrikſchule darf nur bei Beginn 


eines Schulſemeſters zu Oſtern oder Michaelis und unter Vor⸗ 


zeigung eines von dem Lehrer und Vorſtande der ſeither be⸗ 
ſuchten Schule ausgeſtellten Zeugniſſes über den ſeitherigen 
Schulbeſuch und den Erfolg des genoſſenen Unterrichtes erfolgen. 

4) Von der erfolgten Aufnahme eines Schülers in die Fa⸗ 
brikſchule hat der Fabrikſchullehrer dem ſeitherigen Lehrer des Kin⸗ 
des ſofort Anzeige zu machen. Bis zur erfolgten desfallſigen An⸗ 
zeige iſt der Schüler in der Liſte ſeiner ſeither beſuchten Schule 
fortzuführen; nach erfolgter Anzeige iſt in derſelben der betref⸗ 
fende Vermerk zu machen, die Anzeige ſelbſt aber als Belag 
aufzubewahren. 

5) Für die Führung der Abſentenliſten in Fabrikſchulen und 
für die Behandlung der Abſenzfälle gelten die für die Volks⸗ 
ſchulen erlaſſenen Beſtimmungen. 

6) Die Ortsſchulvorſtände haben die Fabrikſchulen in glei⸗ 
cher Weiſe, wie die durch S. 13 der Inſtruktion für die Orts⸗ 
ſchulvorſtände vom 6. November 1829 ihnen unterſtellten öffent⸗ 
lichen und Privatſchulen, zu beaufſichtigen, demgemäß in ent⸗ 
ſprechender Weiſe den Schulbeſuch zu kontroliren und zur ſiche⸗ 
ren Information ſich nicht allein die Abſentenliſten vorſchrifts⸗ 
mäßig vorlegen zu laſſen, ſondern auch bei Beginn eines jeden 
Schulſemeſters auf Grund des alin. 2 §. 130 der Gewerbeord⸗ 
nung vom 21. Juni 1869 von dem Arbeitgeber ein Verzeichniß 
der von ihm beſchäftigten jugendlicher Arbeiter einzufordern. 

Die erforderliche Anzahl von Nebenexemplaren für die 
Schulvorſtände iſt beigefügt. 

Die Schulvorſtände haben hiernach die Lehrer zu inſtruiren. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


An 
ſämmtliche Herren Landräthe und Kreis⸗Schul⸗ 
Inſpektoren des Regierungsbezirkes. 
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Erkeuntuiß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, den Unter- 
richt in weiblichen Handarbeiten in der Volksſchule betreffend. 
Vom 29. September 1876. 


Im Namen des Königs. 
In der Verwaltungsſtreitſache 
der Hausväter Büdner S. und Genoſſen zu St., Klä⸗ 
ger und Reviſionskläger, 
wider 
den Amtsvorſteher, Domainen-Rath B. zu S., Beklag⸗ 
ten und Reviſionsbeklagten, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 29. September 1876, 
an welcher ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion der Kläger die Entſcheidung des 
Königlichen Bezirksverwaltungsgerichtes zu Potsdam vom 
17. Juni 1876 zu beſtätigen und die Koſten des Revi⸗ 
ſionsverfahrens, unter Feſtſetzung des Werthes des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 600 Mark, den Reviſionsklägern zur 
Laſt zu legen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Unter dem 15. Oktober 1872 iſt von dem Miniſter der Un⸗ 
terrichts- Angelegenheiten eine allgemeine Verfügung über Ein⸗ 
richtung, Aufgabe und Ziel der preußiſchen Volksſchule erlaſſen 
und den Königlichen Regierungen mit der Weiſung zugefertigt 
worden, nach Maßgabe derſelben überall da, wo nicht geſetzliche 
Beſtimmungen ein Anderes verordnen, zu verfahren. 

Die Nr. 13 jener Verfügung führt unter den Lehrgegen⸗ 
ſtänden der Volksſchule für die Mädchen auch weibliche Hand- 
arbeiten auf und die Nr. 38 enthält die Beſtinnung, daß der Un: 
terricht in weiblichen Handarbeiten, wenn thunlich, ſchon von 
der Mittelſtufe an in wöchentlich zwei Stunden ertheilt wer⸗ 
den ſoll. 

Demgemäß hat die Königliche Regierung zu Potsdam mit⸗ 
telſt Verfügung vom 24. November 1874 die Einführung des 
Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten in den Schulen ihres 
Bezirkes und die Aufbringung der durch die Anſtellung von 
Lehrerinnen zur Ertheilung dieſes Unterrichtes entſtehenden Ko⸗ 
fen von Seiten der Schulgemeinden angeordnet. l 

Auf Grund dieſer Anordnung iſt in St. zur Ertheilung 
des Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten eine Lehrerin an⸗ 
geitellt, derſelben ein halbjährliches Gehalt von 30 Mark aus⸗ 
geſetzt und letzteres von dem Amtsvorſteher B. im Auſtrage 
des Landrathes auf die Hausväter der Schulgemeinde nach dem 
Maßſtabe der direkten Staatsſteuern vertheilt worden. Als die 
Zahlung der fälligen Beiträge der an ſie ergangenen Mahnung 
ungeachtet nicht erfolgte, wurde von dem Amtsvorſteher B. ges 
gen 37 Hausväter das Exekutionsverfahren eingeleitet. Dies 
veranlaßte die letzteren, gegen den genannten Amtsvorſteher bei 
dem Kreisausſchuſſe des Kreiſes N. klagbar zu werden, mit dem 
Antrage, das eingeleitete Exekutionsverfahren aufzuheben, da 
kein Geſetz exiſtire, welches den Hausvätern der Schulgemeinde 
die Verpflichtung auferlege, ihre Kinder an dem Unterrichte in 
weiblichen Handarbeiten Theil nehmen zu laſſen und die durch 
dieſen Unterricht entſtehenden Koſten zu bezahlen. 

Der Kreisausſchuß wies jedoch unter dem 17. März 1876 
die Kläger mit ihrem Antrage, unter Auferlegung der Koſten, 
ab und das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu Potsdam 
beſtätigte auf eingelegte Berufung dieſe Entſcheidung mittelft 
Erkenntniſſes vom 17. Juni 1876. In den Gründen deſſelben 
wird ausgeführt: 


Nach den beſtehenden Geſetzen, namentlich der Verordnung 
vom 27. Oktober 1810 über die veränderte Verfaſſung der ober⸗ 
ſten Staatsbehörden und der Verordnung vom 3. November 
1817 sub III. über die veränderte Anordnung der Miniſterien, 
ſowie nach §. 18 der Regierungs-Inſtruktion vom 23. Oktober 
1817 in Verbindung mit der Kabinets-Ordre vom 31. Dezem⸗ 
ber 1825 sub D. II. 2. ſeien der Miniſter der Unterrichts-An⸗ 
gelegenheiten und die Bezirksregierungen als Schulaufſichtsbe— 
hörden für befugt zu erachten, diejenigen Lehrgegenſtände, welche 
in den Lektionsplan der öffentlichen Volksſchule aufzunehmen 
ſind, zu beſtimmen und folgeweiſe auch die Aufnahme des Un⸗ 
terrichtes in weiblichen Handarbeiten in denſelben anzuordnen; 
die Prüfung der Angemeſſenheit der in dieſer Hinſicht getroffe⸗ 
nen Anordnungen liege außerhalb der Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
waltungsgerichte. — Die Aufbringung der zur Beſtreitung der 
Koſten des Schulunterrichtes erforderlichen Geldmittel ſei nach 
8.29 Titel 12 Theil II. des Allgemeinen Landrechtes eine Ver⸗ 
pflichtung der Hausväter der Schulgemeinde und wären dem⸗ 
gemäß, nachdem von der Schulaufſichtsbehörde die Anſtellung 
einer Lehrerin für den Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
an der Schule zu St. verfügt worden, die Hausväter der dor- 
tigen Schulgemeinde auf Grund des §. 1 Nr. 6 der Verord⸗ 
nung vom 30. Juli 1853 über die exekutiviſche Beitreibung 
öffentlicher Abgaben im Wege der adminiſtrativen Exekution 
zur Zahlung der ihnen in Folge deſſen auferlegten, von ihnen 
verweigerten Schulbeiträge mit Recht angehalten worden. Zur 
Vollſtreckung der Exekution aber ſei der Amtsvorſteher B. nach 


8. 66 der Kreisordnung unzweifelhaft befugt geweſen, da er 


hierzu von dem zuſtändigen Landrathe Auftrag erhalten hätte. 


Gegen dieſe Entſcheidung haben die Kläger rechtzeitig die 
Reviſion eingelegt und dieſelbe darauf geſtützt, daß die ange⸗ 
fochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung bezw. auf der 
unrichtigen Anwendung des beſtehenden Rechtes, insbeſondere 
auch der von den betreffenden Behörden innerhalb ihrer Zu⸗ 
ſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen beruhe. 

Nach der Verordnung vom 27. Oktober 1810 ſeien die Mi⸗ 
niſter hinſichtlich aller Geſetze, Verfaſſungs- und Verwaltungs: 
normen an die Allerhöchſte Genehmigung gebunden und fei 
dieſe Beſtimmung durch die von dem Vorderrichter in Bezug 
genommenen ſpäteren Verordnungen nicht abgeändert worden. 
Der Unterrichts-Miniſter habe daher ohne Königliche Sanktion 
weder die früheren Schulregulative, noch die ſogenannten all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen vom 15. Oktober 1872 erlaſſen dür⸗ 
fen. Dieſe ſeien im Sinne der Verordnung vom 27. Oktober 
1810 Verwaltungsnormen und inſofern durch dieſelben das gel⸗ 
tende Landesgeſetz, das General-Landſchul-Reglement vom 12. 
Auguſt 1763, abgeändert werde, könnten ſie nicht als eine 
Stellvertretung der fehlenden, in der Regierungs-Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 verheißenen Schulordnung, noch weni— 
ger aber als ein Erſatz für das ebenfalls noch immer fehlende, 
im Artikel 23 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 
verheißene Unterrichtsgeſetz angeſehen und behandelt werden. 

Alſo weder der Unterrichts-Miniſter, noch die Königliche 
Regierung zu Potsdam ſeien geſetzlich befugt geweſen, den Un: 
terricht in weiblichen Handarbeiten durch Verwaltungsnormen ſo, 
wie geſchehen, in den Lektionsplan der Volksſchulen als Lehr: 
gegenſtand einzuführen, noch weniger aber Behufs dieſes Lehr— 
gegenftandes den Gemeinden die Koſten beſonders anzuſtellen⸗ 
der weiblicher Lehrerinnen aufzubürden; von ſolchen wiſſe ſo 
wenig das General-Landſchul-Reglement, noch das Allgemeine 
Landrecht etwas. Es habe deshalb der Vorderrichter ganz mit 
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Unrecht die klägeriſchen Hausväter der Schulgemeinde St. auf 
Grund des F. 29 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes 
für verpflichtet erklärt, die Koſten für die Beſoldung einer weib⸗ 
lichen Lehrerin aufzubringen, woraus ſich von ſelbſt ergebe, daß 
der Amtsvorſteher zur exekutiviſchen Beitreibung dieſer Koſten 
nicht befugt geweſen ſei. 

Aus dieſen Gründen beantragen die Kläger, unter Aufhe— 
bung der Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichtes, nach 
ihrem Antrage zu erkennen. 

Der Reviſionsbeklagte hat ſich in feiner Gegenerklärung 
auf die Bemerkung beſchränkt, daß er gegen die Reviſions-Recht⸗ 
fertigung nichts anzuführen habe. 

Dagegen hat der von dem Miniſter der geiſtlichen, Unter: 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten zur Vertretung der Schul: 
behörde beſtellte Kommiſſar im Termine zur mündlichen Ver⸗ 
handlung dem Antrage der Kläger widerſprochen. 

Wenn der §. 135 X. 1 der Kreisordnung, — fo führte der 
Kommiſſar aus — den Verwaltungsgerichten die Entſcheidung 
von Beſchwerden über die Heranziehung zu Schulbeiträgen über: 
trage, die Beſchwerde möge auf gänzliche Befreiung oder Er: 
mäßigung gerichtet ſein, ſo ſei damit den Verwaltungsgerichten 
nicht auch die Befugniß beigelegt, die Frage ihrer Prüfung zu 
unterziehen, ob die Schulaufſichtsbehörde bei der Anordnung 
von Schulbeiträgen innerhalb ihrer geſetzlichen Befugniſſe ge: 
handelt habe. Die Entſcheidung dieſer Frage ſtehe nach wie 
vor in letzter Inſtanz nur dem Miniſter der Unterrichts - Ange- 
legenheiten zu; die Entſcheidung der Verwaltungsgerichte bes 
ſchränke ſich dagegen darauf, ob den Beſchwerdeführern ein be⸗ 
ſonderes Recht auf Befreiung von Schulbeiträgen zur Seite 
ſtehe oder ob dieſelben in der Beſtimmung ihres Antheiles über 
die Gebühr belaſtet ſeien. Eben ſo wenig ſeien die Verwal⸗ 
tungsgerichte berufen, darüber zu befinden, ob die Anordnung 
des Miniſters der Unterrichts-Angelegenheiten wegen Aufnahme 
des Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten unter die obliga= 
toriſchen Lehrgegenſtände der Volksſchule zu ihrer Rechtsgiltig⸗ 
keit der Königlichen Genehmigung bedurft hätte, da dies aus⸗ 
ſchließlich eine Frage des internen Staatsrechtes ſei. 

Abgeſehen von dieſen auf die Zuſtändigkeit der Verwal⸗ 
tungsgerichte bezüglichen Fragen könne die geſetzliche Befugniß 
der Unterrichtsverwaltung zum Erlaſſe jener Anordnung keinem 
Zweifel unterliegen. 

Bereits in der Allerhöchſten Verordnung vom 31. Auguſt 
1799, betreffend den Unterricht in den Garniſonsſchulen, werde 
allen Regimentern und Bataillonen die Einrichtung von Indus 
ſtrieſchulen empfohlen. Im F. 58 des Schulreglements vom 18. 
Mai 1801 für die niederen katholiſchen Schulen in den Städ— 
ten und auf dem platten Lande von Schleſien und der Graf: 
ſchaft Glatz ſei ſodann die Einrichtung von Induſtrieſchulen, 
„in welchen den Kindern weibliche Arbeiten, als Spinnen, Strik⸗ 
ken und Nähen gelehrt werden,“ beſtimmt angeordnet, da „dieſe 
von der größten Wichtigkeit ſeien, theils um die Jugend zu 
beſchäftigen, theils um ſie zu guten Hausmüttern zu bilden.“ 
Endlich enthalte ebenſo der 8. 10 des auf Grund der Allerhöch—⸗ 
ſten Kabinets⸗Ordre vom 3. November 1817 ausgearbeiteten 
Unterrichtsgeſetz-Entwurfes die Beſtimmung: „In allen Mäd⸗ 
chenſchulen ohne Ausnahme muß in weiblichen Handarbeiten 
Unterricht ertheilt werden.“ Wenn die Anordnung auch in 
dieſer beſtimmten Form noch nicht zum Geſetze erhoben worden 
fei, jo hätten doch einzelne Unterrichtsbehörden ihrerſeits Ver⸗ 
anlaſſung genommen, den Unterricht in den weiblichen Hand— 


arbeiten in den Volksſchulen ihrer Bezirke einzuführen. So jei | 


namentlich von der Königlichen Regierung zu Köln in einer 
Verfügung vom 9. Januar 1830 die hohe Bedeutung der An⸗ 
gelegenheit ausführlich dargelegt worden. 

Nachdem durch den Vorgang der Provinzialbehörden aus— 
reichende Erfahrungen gewonnen worden, habe der Miniſter 
von Altenſtein durch eine Zirkular-Verfügung vom 30. Au⸗ 
guſt 1830 die bezüglichen Beſtimmungen verallgemeinert. Seit 
dieſer Zeit ſei der Unterricht in den Preußiſchen Volksſchulen 
eingeführt; geſchwankt habe nur die Strenge und die Gleihmä- 
ßigkeit, mit welcher auf Ausführung der getroffenen Anordnun⸗ 
gen geachtet worden ſei. 

Die geſetzliche Befugniß der Behörden zum Erlaffe folder 
Anordnungen ſei nicht ungeprüft geblieben. Das Königliche 
Ober: Tribunal habe in einem Falle, wo Eltern ſich geweigert, 
ihre Töchter an dem Unterrichte in den weiblichen Handarbei— 
ten Theil nehmen zu laſſen und wegen der ihnen auferlegten 
Schulverſäumnißſtrafen den Rechtsweg betreten hatten, mittelſt 
Erkenntniſſes vom 14. November 1866 die Befugniß der Kö: 
niglichen Regierung zu Potsdam zum Erlaſſe der von ihr ge— 
troffenen Anordnungen auf Grund der 88.8 und 18 der Re⸗ 
gierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 anerkannt. 

Nach alle dem rechtfertige ſich die Zurückweiſung der Re⸗ 
viſion und die Beſtätigung der Vorentſcheidung. 

Es mußte, wie geſchehen, erkannt werden. 

Abweichend von der Auffaſſung des Kommiſſars zu Wahr⸗ 
nehmung des öffentlichen Intereſſes konnte zunächſt die Zuſtän⸗ 
digkeit der Verwaltungsgerichte, bei der Entſcheidung von Be⸗ 
ſchwerden über die Heranziehung zu Schulbeiträgen gemäß §. 135 
X. 1 der Kreisordnung auch die Frage ihrer Prüfung zu un⸗ 
terziehen, ob die Heranziehung auf Grund einer von der Schul⸗ 
behörde kraft ihrer geſetzlichen Befugniß getroffenen An⸗ 
ordnung erfolgt iſt, nicht bezweifelt werden. 

Zwar findet nach §. 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1861, 
betreffend die Erweiterung des Rechtsweges (Geſ.-Samml. S. 
241), in Beziehung auf ſolche Schulabgaben, welche auf einer 
allgemeinen geſetzlichen Verbindlichkeit, bezw. auf einer von der 
Schulaufſichtsbehörde in Gemäßheit geſetzlicher Beſtimmung an⸗ 
geordneten Umlage beruhen, der ordentliche Rechtsweg nur inſo— 
weit ſtatt, als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall iſt, alſo 
gemäß F. 79 Titel 14 Theil II. Allgemeinen Landrechtes nur 
in dem Falle, wenn Jemand aus beſonderen Gründen von ei⸗ 
ner ſolchen Abgabe befreit oder in der Beſtimmung ſeines An⸗ 
theiles über die Gebühr belaſtet zu ſein behauptet. Eine gleiche 
Beſchränkung aber iſt für den Verwaltungsrechtsweg im §. 135 
X. U der Kreisordnung nicht vorgeſchrieben und läßt ſich eine 
ſolche auch aus den Worten: „die Beſchwerde mag auf gänz⸗ 
liche Befreiung oder Ermäßigung gerichtet ſein,“ nicht herleiten. 
Die Abſicht des Geſetzgebers iſt vielmehr — wie aus den le— 
gislativen Verhandlungen zu entnehmen — dahin gerichtet ge- 
weſen, die Entſcheidung von Beſchwerden wegen Schulabgaben 
den Verwaltungsgerichten in gleichem Umfange, wie dieſelbe 
bisher den Verwaltungsbehörden zugeſtanden hatte, zu übertra⸗ 
gen und demgemäß der Entſcheidung der Verwaltungsgerichte 
mit der Frage nach der rechtlichen Verpflichtung zur Leiſtung 
von Schulbeiträgen zugleich auch die Frage nach der rechtlichen 
Befugniß der Schulbehörden zur Auferlegung einer ſolchen Lei⸗ 
ſtung zu unterſtellen. Daß dies insbeſondere auch die Abſicht 
der Königlichen Staatsregierung geweſen, ergiebt ſich aus den 
Motiven zu §§. 56—58 Abſ. 2 des Entwurfes zu dem Geſetze, 
betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und Ver⸗ 
waltungsgerichtsbehörden, vom 26. Juli 1876. 
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Wenn hiernach die Geſetzmäßigkeit der Anordnung der 
Schulverwaltung in Betreff der Einführung des Unterrichtes in 
weiblichen Handarbeiten in den Volksschulen als obligatoriſcher 
Lehrgegenſtand wie in den Vorinſtanzen, ſo auch in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz zu prüfen war, jo konnte es doch nach dem Ergeb: 
niſſe dieſer Prüfung keinem Bedenken unterliegen, die Befugniß 
des Miniſters der Unterrichts-Angelegenheiten bezw. der König: 
lichen Regierung zu Potsdam zu der gedachten Anordnung als 
geſetzlich begründet anzuerkennen. 


Der F. 1 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes ent: 
hält den allgemeinen Satz, daß Schulen Veranſtaltungen des 
Staates ſind, welche den Unterricht der Jugend in nützlichen 
Kenntniſſen und Wiſſenſchaften zur Abſicht haben. Durch dieſe 
Definition iſt die Grenze gezogen, über welche bei der Einfüh⸗ 
rung von Unterrichtsgegenſtänden in den Schulen nicht hin⸗ 
ausgegangen werden darf. Innerhalb dieſer Grenzen aber ſteht 
den Regierungen und in höherer Inſtanz dem Miniſter der 
Unterrichts = Angelegenheiten vermöge der ihnen geſetzlich über- 
tragenen Leitung und Beaufſichtung des geſammten Elementar- 
ſchulweſens die Befugniß zu, die erforderlich erſcheinenden An⸗ 
ordnungen zu treffen. 

(8. 9 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes, Ver⸗ 
ordnung vom 27. Oktober 1810 — Geſetz-Sammlung 
Seite 3 —, Verordnung vom 3. November 1817 — Ge⸗ 
ſetz⸗Sammlung Seite 289 —, Regierungs-Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 — Geſetz⸗Sammlung Seite 248 
—, Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 31. Dezember 1825 
— Geſetz-Sammlung pro 1826 Seite 6 —, Artikel 23 
der Verfaſſungsurkunde und §. 1 des Schulaufſichtsge⸗ 
ſetzes vom 11. März 1872 — Geſetz⸗Samml. S. 183. — 

Insbeſondere find nach §. 18 Abſ. 4 der Regierungs-In⸗ 
ſtruktion vom 23. Oktober 1817 die Regierungen auch ermäch⸗ 
tigt, mit Genehmigung des Miniſters neue Lehr- und Schul⸗ 
pläne einzuführen oder die beſtehenden zu verändern. 

Auf Grund dieſer geſetzlichen Vorſchriften, welche gemäß 
Artikel 112 der Verfaſſung bis zum Erlaſſe des Unterrichtsge— 
ſetzes in voller Geltung beſtehen, iſt denn auch die Befugniß 
der Aufſichtsbehörden, neue Unterrichtsgegenſtände in die Schu: 
len einzuführen, nie bezweifelt worden. 

Zwar könnte gegen die geſetzliche Zuläſſigkeit der Einfüh⸗ 
rung des Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten eingewendet 
werden, daß der §. 1 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrech⸗ 
tes nur von nützlichen Kenntniſſen ſpreche, weibliche Handar⸗ 
beiten aber nicht in die Kategorie der nützlichen Kenntniſſe, ſon⸗ 
dern in die der Fertigkeiten gehören. Allein dieſe Auslegung 
würde dem Sinne des Geſetzes nicht entſprechen. Mit demſel⸗ 
den Rechte, wie weibliche Handarbeiten können auch das Zeich⸗ 
nen und das Singen als bloße Fertigkeiten bezeichnet werden. 
Gleichwohl wird Niemand daran denken, die Uebung in dieſen 
Gegenſtänden von der Schule auszuſchließen und werden des: 
balb auch die weiblichen Handarbeiten als zu den nützlichen 
Kenntniſſen gehörig anerkannt werden müſſen. 

Ebenſowenig kann die Einführung des Unterrichtes in weib⸗ 
lichen Handarbeiten als in Widerſpruch ſtehend mit den Vor⸗ 
ſchriſten des General⸗Landſchul⸗Reglements vom 12. Auguſt 1763 
erachtet werden. Die Reviſionskläger irren, wenn ſie in der 
Verufungsſchrift die Anſicht ausſprechen, daß jenes Geſetz nur 
die geiſtige Ausbildung und Erziehung der Jugend im Auge 
habe. Die Einleitung deſſelben bezeichnet vielmehr ganz allge: 
mein als Zweck der Schule, die Unterweiſung der Jugend zur 
wahren Gottesfurcht und in anderen nützlichen Dingen. 


Auch darf aus dem Umſtande, daß in dem gedachten Regle— 
ment der Unterricht in den weiblichen Handarbeiten unter den 
Lehrgegenſtänden der Landſchulen nicht mit aufgeführt iſt, nicht 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß die Ertheilung dieſes 
Unterrichtes habe verboten werden ſollen. Aber nur, wenn in 
dem General-Landſchul-Reglement eine ſolche ausdrückliche Ver⸗ 
botsbeſtimmung enthalten wäre, würden derſelben gegenüber — 
wie dies auch von dem Königlichen Ober-Tribunale in den 
Gründen des von dem Kommiſſare zur Wahrnehmung des öf⸗ 
fentlichen Intereſſes in Bezug genommenen Erkenntniſſes vom 
14. November 1866 ausgeführt worden iſt — die Schulbehör⸗ 
den nicht für befugt zu erachten ſein, eine Aenderung des 
in jenem Reglement vorgeſehenen Lehrplanes durch Einſtellung 
des Unterrichtes in weiblichen Handarbeiten in denſelben vor— 
zunehmen. Da dies nicht der Fall, ſo ſtand der Königlichen 
Regierung zu Potsdam auf Grund der mit der Einleitung des 
General-Landſchul-Reglements übereinſtimmenden Vorſchrift des 
§. 1 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes, der Beſtim⸗ 
mung im 8. 8 Abſ. 7 der Regierungs-Inſtruktion vom 23. DE 
tober 1817 ſowie gemäß der ihr von dem Miniſter der Unter— 
richts⸗ Angelegenheiten ertheilten Anweiſung unzweifelhaft die 
Berechtigung zu, die mehrerwähnte, einem ausdrücklichen 
Geſetze nicht entgegenlaufende Anordnung zu treffen. 

Wenn die Reviſionskläger ferner behaupten, daß die von 
dem Miniſter der Unterrichts-Angelegenheiten unter dem 15. 
Oktober 1872 erlaſſene allgemeine Verfügung zu ihrer Nechts- 
giltigkeit der Königlichen Sanktion bedurft hätte, weil dieſelbe 
Verwaltungsnormen im Sinne der Verordnung vom 27. Okto⸗ 
ber 1810 enthalte, ſo trifft dieſer Einwand gleichfalls nicht zu. 
Zwar beſtimmt die gedachte Verordnung: 

die Miniſter verfügen in ihrer Verwaltung auf ihre Ver⸗ 

antwortlichkeit, jedoch ſind folgende Gegenſtände an Un⸗ 

ſere Allerhöchſte Genehmigung gebunden, die alſo einge» 
holt werden muß: 

1. Alle Geſetze; Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs-Normen, 
es mag auf neue, oder Aufhebung oder Abänderung 
der vorhandenen ankommen; der Antrag gelangt an 
Uns durch den Staatsrath. 

Allein unter Verwaltungs-Norm im Sinne dieſer Beſtim⸗ 
mung iſt nicht eine jede von einem Miniſter erlaſſene allge⸗ 
meine Verwaltungsvorſchrift zu verſtehen. Dies ergiebt ſich aus 
der Verordnung vom 3. November 1817 wegen der Geſchäfts⸗ 
führung dei den Oberbehörden in Berlin (Geſetz-Sammlung 
Seite 289), wonach es die eigentliche Beſtimmung der Mini⸗ 
ſterien fein ſoll, allgemeine Vorſchriften über die Grundſätze 
der Verwaltung zu ertheilen, und aus der Allerhöchſten Kabi⸗ 
net3-Ordre vom 4. Juli 1832 (Geſetz-Sammlung Seite 181), 
wonach die Miniſterien zum Erlaſſe ſolcher Verfügungen, welche 
das Geſetz nicht ändern oder nicht eine geſetzliche Deklaration 
enthalten, ohne beſondere Allerhöchſte Autoriſation befugt ſind. 
Die allgemeine Verfügung des Unterrichts-Miniſters vom 15. 
Oktober 1872 wegen Einführung des Unterrichtes in weiblichen 
Handarbeiten ändert aber kein beſtehendes Geſetz ab, iſt viel— 
mehr, wie dargethan, zur Ausführung des Geſetzes, des $. 1 
Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes, kraft der ihm ge: 
ſetzlich beigelegten Befugniß zur Leitung und Beaufſichtigung 
des geſammten Schulweſens erlaſſen und bedurfte ſonach zu 
ihrer Rechtsgiltigkeit auch nicht der vorherigen Einholung der 


Allerhöchſten Sanktion. 


War hiernach die Einführung des Unterrichtes in weibli⸗ 
chen Handarbeiten als eines obligatoriſchen Lehrgegenſtandes in 


111 Oeſterreich: Wahl von Lehrterten und Lehrmitteln. Vom 23. Dezbr. 1876. 


Anzeigen. 


der Schule zu St. an ſich geſetzlich gerechtfertigt, ſo kann auch 


die Verpflichtung der dortigen Schulgemeinde, die Beſoldung 
der zur Ertheilung des Unterrichtes angeſtellten Lehrerin aufzu— 
bringen, nicht in Zweifel gezogen werden. Dieſelbe beruht auf der 
Vorſchrift des 8. 29 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechtes, 
wonach die Unterhaltung der Lehrer den ſämmtlichen Hausvä— 
tern jedes Ortes obliegt. Es hat daher auch der Amtsvorſte— 
her B. innerhalb ſeiner geſetzlichen Zuſtändigkeit gehandelt, als 
er im Auftrage des Landrathes nach fruchtlos gebliebener Zah⸗ 
lungsaufforderung auf Grund des §. 1 der Verordnung vom 
30. Juli 1853 gegen die Kläger das adminiſtrative Exekutions⸗ 
verfahren einleitete. 

Die Entſcheidung wegen des Koſtenpunktes rechtfertigt ſich 
nach $. 72 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (Gejeg- Sammlung 
Seite 375). 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal— 
tungsgerichtes und der verordneten Unterſchrift. 


(L. S.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 748. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 


Erlaß des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 22. Dezem⸗ 
ber 1876, 3. 11355, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betref⸗ 


fend die Abhaltung vorbereitenden Religionsunterrichtes in den 


Volksſchulen. 
Aus Anlaß eines ſpeziellen Falles finde ich der k. k. Lan⸗ 
desſchulbehörde zu eröffnen: Soweit die Vorbereitung der ka⸗ 


tholiſchen Jugend zum Empfange der heiligen Sakramente durch 
Unterricht in den Volksſchulen zu vermitteln iſt, wird dieſelbe 
der Regel nach einen Beſtandtheil des Religionsunterrichtes bil- 


den müſſen, welcher in den durch die Lehr- und Stundenpläne 
beſtimmten Unterrichtsſtunden zu ertheilen iſt. 

Sollten jedoch an einzelnen Orten die Verhältniſſe es er⸗ 
fordern, daß hierzu ein beſonderer Vorbereitungsunterricht au: 


ßer der regelmäßigen Unterrichtszeit ertheilt werde, zu welchem | 
die Schüler von Seite der Schule verhalten werden ſollen, ſo 


iſt nach §. 5 des Reichs-Volksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869 


und nach §. 50 der Schul- und Unterrichtsordnung vom 20. 
der Volksſchule. 


Auguſt 1870 nothwendig, daß die betreffenden Kirchenbehörden 


ihre Verfügung dem Leiter der Schule durch die Bezirksſchulbe⸗ 


hörden verkünden. 
Der Gewährung diesbezüglicher, begründeter Ansprüche fte- 
hen die Schulgeſetze nicht entgegen, nur iſt aus pädagogiſch⸗ 


didaktiſchen Gründen daran feſtzuhalten, daß ein ſolcher außer⸗ 


ordentlicher Religionsunterricht von dem ordentlichen Religions— 
lehrer der Schule ertheilt, auf eine wenige Wochen des Schul⸗ 
jahres umfaſſende Dauer beſchränkt werde und in den Schul⸗ 
lokalitäten wie der ordentliche Religionsunterricht ſtattfinde. 

Ergeben ſich zwiſchen der Kirchenbehörde und der Bezirks—⸗ 
ſchulbehörde Differenzen, ſo haben die höheren Schulbehörden 
inſtanzmäßig zu entſcheiden. 


S 


Erlaß des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 24. Dezem⸗ 
ber 1876, 3. 20424, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betref⸗ 
fend die Wahl von Lehrtexten und Lehrmitteln zum Gebrauche 


in den Volks⸗ und Bürgerſchulen und in den Lehrer⸗ und Leh⸗ 


rerinnenbildungsanſtalten. 
Nachdem durch die Miniſterial-Verordnungen vom 18. Mai 


1874*), 3. 6549 und vom 26. Mai 1874**) 3. 7114, die Nor: 
mallehrpläne für die verſchiedenen Kategorien von Volksſchulen 
und für die Lehrerbildungsanſtalten feſtgeſtellt worden waren, 
mußte vorgeſorgt werden, daß dieſen Lehranſtalten, insbeſon⸗ 
ders den Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten, deren ſpe⸗ 
zielle Bedürfniſſe an Lehrbüchern bisher auch nicht annähernd 
befriedigt ſind, die nothwendigſten Behelfe zur praktiſchen Ge⸗ 
ſtaltung der feſtgeſtellten Beſtimmungen geboten werden. 

Ich habe daher angeordnet, daß die nothwendigſten, den 
Lehrplänen entſprechenden Lehrtexte von Kommiſſionen oder von 
einzelnen bewährten Schulmännern verfaßt werden. 

Dieſe Lehrtexte ſollen in dem k. k. Schulbücher-Verlage er⸗ 
ſcheinen oder nach Umſtänden, worüber in jedem einzelnen Falle 
entſchieden werden wird, Buchhändlern zur Herausgabe über: 


laſſen werden. 


Indem ich der k. k. Landesſchulbehörde dies eröffne, be— 
merke ich, daß durch dieſe Verfügung ſelbſtverſtändlich die Pri⸗ 
vat⸗Konkurrenz bei Herſtellung ſolcher Schulbücher nicht im ge⸗ 
ringſten beſchränkt werde und daß insbeſondere die Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 25. März 1873, Z. 1418 und §. 50 des Or⸗ 
ganiſations⸗Statutes der Lehrerbildungsanſtalten vom 26. Mai 


1874, Z. 7114, betreffend den Gebrauch von Lehrtexten und 


Lehrmitteln in den Volks- und Bürgerſchulen, ſowie in den 
Lehrer: und Lehrerinnenbidungsanſtalten in voller Kraft bleiben. 

Die Bezirksſchulbehörden und die Lehrkörper der Bürger⸗ 
ſchulen und der Lehrerbildungsanſtalten werden demnach auch 
in Zukunft die freie Wahl unter den für zuläſſig erklärten Lehr⸗ 
und Leſebüchern ohne Rückſicht auf die Verfaſſer und Verleger 
zu treffen, und ohne alle Nebenrückſicht darauf zu ſehen haben, 
daß die Schüler gute und billige Bücher erhalten. 


) Deutſche Schul Geſetz-Samml. Jahrg. 1874 Nr. 43 u. ff. 
**) Deutſche Schul Geſetz-Samml. Jahrg. 1874 Nr. 34 u. ff. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central-Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 6: Amtliches. Leitartikel: Der Religionsunterricht in 
Korrespondenzen: Berlin (Uebereinkommen zwiſchen der 
preuß. und der badiſchen Regierung bezüglich der Lehrerinnen. Die Feier des 
Geburtstages Friedrich's d. Großen); Elbing (Joh. Amos Comenius); Mün⸗ 
ſter (Prozeß wegen des Religionsunterrichtes. Leſebücher in den evangel. Schu⸗ 
len); Aus Weſtfalen (Provinzialverein für das höh. Mädchenſchulweſen); Frank⸗ 
furt a. M. (Schulunterricht in weiblichen Handarbeiten. Abſchaffung des Nach⸗ 
mittagsunterrichtes); Kaſſel (Prinz Wilhelm); Darmſtadt (Seminar für Leh⸗ 
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tiſche Mädchenſchule); Aus Bhömen (Das neue Geſetz über die Rechtsverhältniſſe 
der Lehrer. Ultramontaue Anordnungen). Berliner Nachrichten. Ver⸗ 
miſchtes: Geſangverein. Braunſchweig. Wien. Einladung der ehem. Zög⸗ 
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Ilustrirte Ausgabe, 
kann allen Kranken mit Recht 
als ein vortreffliches populair- medi 
zinisches Werk empfohlen werden. — 
Vorräthig in allen Buchhandlungen, 
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Dieſer Nummer iſt eine Beilage des Hofliefe⸗ 
ranten Herrn Wilhelm Emmer in Magdeburg beige⸗ 


fügt, welche wir der Beachtung empfehlen. 
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